
  

 
 

 
 
 



 



 
Von: Franz Köck  
Datum: 24. Juni 2017 um 10:47 
Betreff: Re: Ihr Schreiben an den Herrn Bundespräsidenten 
An: President-Office <president-office@hofburg.at> 
 
 

Sehr geehrter Herr Dr. Fröhlichsthal!  
 
Danke für Ihre Rückmail; leider wurde dadurch keine Klarheit geschaffen. Wenn 
Völkerrechtliche Verträge national nicht umgesetzt werden, ist das Rechtsbruch und der 
Rechtsstaat wird ad absurdum geführt. Es sind Bürgerrechte, welche in der Aarhus 
Konvention in Umweltangelegenheiten mit nachhaltiger Auswirkung, auch für kommende 
Generationen, geregelt sind. Wenn die Staatsverträge vom Bundespräsidenten nach außen, 
wie Sie schreiben, abgeschlossen werden, geht man als Bürger in der Regel davon aus, dass 
diese auch innerstaatlich umgesetzt werden. In der Angelegenheit Aarhus Konvention läuft 
seit 2014 ein EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich, weil der Vertrag zwar 2005 
ratifiziert, jedoch national nicht zur Gänze und zum Nachteil der Bürger umgesetzt wurde. 
Das heißt nichts anderes, als dass den Bürgern zustehende Rechte vorenthalten werden. 
Welches Organ in der Innenwirkung der Kompetenzverteilung zuständig ist, ist sekundär; 
Fakt ist, dass es innerhalb 12 Jahren  in Österreich scheinbar nicht möglich ist Bürgerrechte 
umzusetzen. Gemäß Ihrer mail ist es der  Bundespräsident, der   im Rahmen der Republik 
Österreich zur gewissenhaften Erfüllung des Staatsvertrages verpflichtet ist 
 
Ich bin vielen Bürgerinitiativen in Österreich als Obmann der "aktion21-austria" verpflichtet 
diese Rechte und deren Umsetzung einzufordern. 
Ich ersuche deshalb  Herrn Bundespräsidenten Alexander van der Bellen diesen Missstand zu 
beenden und  Rechtssicherheit herzustellen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Franz Köck 
Obmann "aktion21-austria" - pro Bürgerbeteiligung 
 
  
 
 


